
 
Kleine Anfrage 
der Abg. Dr. Spies und Decker (SPD) vom 24.08.2010 
betreffend Versorgung mit Gebärdensprachdolmetschern 
in Hessen II 
und  
Antwort  
des Sozialministers 
 
 
 

Vorbemerkung der Fragesteller: 
In ihrer Antwort auf unsere Kleine Anfrage betreffend die Versorgung mit Gebär-
densprachdolmetschern/-dolmetscherinnen in Hessen Drucks. 18/2454 stellt die 
Landesregierung unter Frage 7 fest, dass die in Hessen ansässigen etwa 55 Gebär-
densprachdolmetscher/innen geschätzte 16.500 Aufträge übernehmen können, was 
bei ca. 4.000 gehörlosen Menschen rund vier Einsätze pro Jahr möglich macht. 
Dies entspreche den geschätzten drei bis fünf Behördenkontakten pro Jahr, die ei-
nen Einsatz erforderlich machten. Zugleich verweist die Landesregierung darauf, 
dass die Hälfte der Einsätze zu Lasten der Krankenkassen gingen, mithin keine 
Behördeneinsätze sind und für letztere rechnerisch Gebärdensprachdolmetscherka-
pazität nur für zwei Einsätze pro Jahr (und nicht für die erforderlich gehaltenen 
drei bis fünf Behördenkontakte pro Jahr) zur Verfügung stehe. 
Das Statistische Bundesamt teilt mit, dass Deutsche im Jahr 2008 im Durchschnitt 
18,1 Arztbesuche vorgenommen haben. Menschen im Leistungsbezug aufgrund 
von Arbeitslosigkeit werden in der Regel quartalsweise zur Vorsprache beim Job-
center gebeten. Zur inklusiven Beschulung nur eines einzigen gehörlosen Kindes 
wäre bereits der Einsatz mindestens eines Gebärdensprachdolmetschers/einer Ge-
bärdensprachdolmetscherin erforderlich. Für Menschen mit Behinderung gilt 
grundsätzlich, dass die Wahrnehmung der ausgleichenden Hilfs- und Unterstüt-
zungsangebote notwendig einen überdurchschnittlichen Beratungsbedarf zur Folge 
hat. Die Teilhabe am sozialen, kulturellen und politischen Leben außerhalb der 
Gruppe der Gehörlosen erzeugt ebenfalls einen Bedarf an Gebärdensprachdolmet-
schern/-dolmetscherinnen. 

 
Diese Vorbemerkung der Fragesteller vorangestellt, beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Wer hat festgestellt, dass offenbar ein Gesamtbedarf von drei bis fünf Einsätzen 

von Gebärdensprachdolmetschern/-dolmetscherinnen pro Jahr für die Sicherung 
der Teilhabe von Gehörlosen insgesamt ausreichend ist? 

 
Frage 2. Auf welcher Datengrundlage erfolgte diese Feststellung und wann wurde sie 

zuletzt wissenschaftlich überprüft? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden im Zusammenhang beantwortet. 
 
Mit Frage 7 der Drucks. 18/2454 wurde ein Zusammenhang zwischen den 
geringeren Vergütungssätzen der Hessischen Kommunikationshilfenverord-
nung - HKhV - gegenüber dem sonst für Sozialleistungen üblichen Vergü-
tungssatz des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEG) und 
einer nach Einschätzung von Betroffenen bestehenden Mangelversorgung in 
Hessen mit Gebärdensprachdolmetscher/innen (GSD) gebildet. Dolmetschen 
im Zusammenhang mit Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II, III, 
V, IX, XII) und Gerichtsverfahren und Ordnungswidrigkeiten wird nach 
dem JVEG vergütet (§§ 17 Abs. 2 SGB I, 19 Abs. 2 Satz 4 SGB IX). Die 
Sozialgesetzbücher sind daher für einen Großteil der Einsätze die maßgebli-
che Rechtsgrundlage. 
 
Der Anwendungsbereich der HKhV ist eher gering, da sich der Anlass, im 
Sinne der HKhV eine Kommunikationshilfe beizuziehen, nur auf die Wahr-
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nehmung eigener Rechte eines Betroffenen in einem Verwaltungsverfahren 
bezieht (§ 9 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) bzw. § 8 
SGB X). Wird das Verfahren schriftlich durchgeführt wird, bleibt die HKhV 
unberührt. 
 
Nach Aussagen der Organisationen der hauptberuflichen Dolmetscher/innen 
in Hessen werden zurzeit ungefähr durchschnittlich in drei bis fünf Fällen 
von einem Betroffenen für alle Lebensbelange Dolmetscherleistungen ange-
fordert. Da eine Statistik über die Inanspruchnahme eines GSD von Men-
schen mit einer Hörbehinderung oder gehörlose Menschen nicht vorhanden 
ist, kann eine Aussage darüber, wie viele GSD in Anspruch genommen 
werden würden, wenn das Angebot entsprechend vergrößert werden würde, 
nicht getroffen werden. 
 
Frage 3. Wie beurteilen die Verbände der Gehörlosen, die Verbände von Menschen mit 

Behinderung sowie der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderung den jähr-
lichen Bedarf an Einsätzen von Gebärdensprachdolmetschern/-dolmetscherinnen 
zur Sicherung der Teilhabe von Gehörlosen? 

 
Den Verbänden und Organisationen der Betroffenen und dem Beauftragten 
der Hessischen Landesregierung für behinderte Menschen liegen keine An-
gaben darüber vor, wie hoch der Bedarf an Einsätzen von GSD zur Siche-
rung der Teilhabe einzuschätzen wäre, und ob dieser Bedarf auch unter 
Berücksichtigung der infolge der Hörbehinderung gegebenenfalls bestehen-
den Mehrbedarfe mit den vorhandenen GSD befriedigt werden könnte. 
 
Derzeit ist für den Bereich der begleitenden Hilfe im Arbeitsleben vom Lan-
deswohlfahrtsverband Hessen eine wissenschaftliche Untersuchung über die 
Teilhabe hörbehinderter Menschen am Arbeitsleben in Auftrag gegeben 
worden, die sich u.a. auch mit der Prognose zur Entwicklung künftiger 
Bedarfe an Teilhabeleistungen vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen 
Entwicklung sowie der Veränderung des Arbeitsmarktes beschäftigt. Das 
Ergebnis der wissenschaftlichen Untersuchung wird voraussichtlich im 
Sommer 2011 vorliegen. 
 
Frage 4. Wie erklärt sich, dass die Landesregierung annimmt, dass für drei bis fünf Behör-

denkontakte pro Jahr ein Gebärdensprachdolmetschereinsatz erforderlich ist und 
dieser gewährleistet wird, obwohl sie angibt, dass die Hälfte der durchschnittlich 
vier Einsätze pro Gehörlosen und Jahr für medizinische Zwecke verbraucht wer-
den? 

 
Frage 5. Warum haben Gehörlose nur etwa 10 v.H. des durchschnittlichen Bedarfs an 

Arztkontakten pro Jahr (2 vs. 18,1) und kann ausgeschlossen werden, dass die ex-
trem geringe Einsatzquote von Gebärdensprachdolmetschern/-dolmetscherinnen im 
Gesundheitsbereich am Mangel an Gebärdensprachdolmetschern/-dolmetscher-
innen liegt? 

 
Die Fragen 4 und 5 werden wegen Ihres Bezugs auf Frage 7 der Drucksache 
18/2454 im Zusammenhang beantwortet. 
 
Der Landesregierung liegen keine gesicherten Erkenntnisse darüber vor, wie 
hoch der tatsächliche Bedarf an Arztkontakten von gehörlosen Menschen in 
Hessen ist und ob jeder Arztbesuch mit der Hinzuziehung eines GSD ver-
bunden ist. Weiterhin sind der Landesregierung keine Beschwerden der 
Betroffenen bekannt geworden, dass notwendige Arztbesuche durch Fehlen 
entsprechender GSD nicht wahrgenommen werden konnten. 
 
Vergütungen oder Entschädigungen von GSD-Leistungen im Zusammenhang 
mit medizinischen Dienstleistungen sind im Übrigen nicht Regelungsgegens-
tand der HKhV, sondern als Anspruch nach dem SGB V zu erfüllen (auf die 
Antwort zu den Fragen 1 und 2 wird verwiesen).  
 
Frage 6. Wie viele Einsätze von Gebärdensprachdolmetschern/-dolmetscherinnen bzw. 

deren Finanzierung können Betroffene gegenüber wem zum Zweck der Teilhabe 
am sozialen, kulturellen und politischen Leben pro Jahr in Anspruch nehmen und 
hält die Landesregierung diese Zahl für eine angemessene Teilhabe für ausrei-
chend? 

 
Eine Statistik über die notwendigen Einsätze zum Zwecke der Teilhabe am 
sozialen, kulturellen und politischen Leben pro Jahr liegt bundesweit nicht 
vor. Die individuellen Lebensgewohnheiten der gehörlosen Menschen wür-
den eine personenzentrierte Erhebung erforderlich machen. Aussagekräftige 
Durchschnittswerte können weder von den Organisationen der Betroffenen 
noch von den Leistungsträgern nach den Büchern des SGB gegeben werden. 
Reglementierte Dolmetschereinsätze würden den gegebenen individuellen 
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Bedarf an gleichberechtigter Teilhabe nicht berücksichtigen können. Die 
Hilfen zur Teilhabe am kulturellen Leben sind einkommensabhängig. 
Frage 7. Wo erfolgt durch wen die Ausbildung von Gebärdensprachdolmetschern/-

dolmetscherinnen und wer trägt die Kosten der Ausbildung? 
 
In Hessen gibt es zurzeit eine Ausbildungsmöglichkeit für Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher für Deutsche Gebärdensprache, durchgeführt von der Goe-
the-Universität Frankfurt - dem Institut für Kognitive Linguistik - und der 
Frankfurter Stiftung für Gehörlose und Schwerhörige. Es handelt sich um 
eine modularisierte Ausbildung, die die Teilnehmer auf die Staatliche Prü-
fung (Amt für Lehrerbildung, Darmstadt) vorbereitet. Sie läuft berufsbeglei-
tend und wird von den Teilnehmern selbst finanziert. Eine Informationsbro-
schüre ist als Anlage 1 beigefügt. 
 
Eine weitere Ausbildung plant die Fresenius-Hochschule Idstein ab dem 
Wintersemester 2010/2011. Dieses ist ebenfalls eine berufsbegleitende Maß-
nahme und führt zum Masterabschluss und soll von den Studierenden selbst 
finanziert werden. Nähere Informationen auch über die Dauer und Gebühren 
können unter  
http://www.hs-fresenius.de/gebaerdensprachdolmetschen-master-
berufsbegleitend.3413.de.html 
und 
http://www.hs-fresenius.de/dauer-gebuehren.3702.de.html 
abgerufen werden. Diese Ausbildung kann nur beginnen, wenn genügend 
Teilnehmer vorhanden sind. 
 
Als Anlage 2 werden die hier bekannten Ausbildungsstellen je nach Bundes-
land mit Studiengebühren beigefügt. Diese Angaben sind folgender Web-
Seite entnommen: 
http://www.kestner.de/n/dolmetschen/dolmetschen-ausbildung.htm 
 
Wiesbaden, 31. Oktober 2010 

Stefan Grüttner 
 
 
 
 
Anlagen  
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 
 




















